
verschiedenen, individuellen, auf eigener Arbeit be­
ruhenden Privateigentum gleichgesetzt wird. Durch 
den formal gleichen Schutz wird somit die Grundlage 
der kapitalistischen Produktionsverhältnisse, das ka­
pitalistische Privateigentum, gesichert.

Die Kapitalisten bleiben Ausbeuter und die Prole­
tarier bleiben Ausgebeutete. „Solange es die Ausbeu­
tung gibt, kann es keine Gleichheit geben. Der Guts­
herr kann dem Arbeiter nicht gleich sein, der Hungrige 
nicht dem Satten“ (Lenin).9) Mit dem Schutze des 
kapitalistischen Privateigentums und der ihm ent­
sprechenden sozialen Verhältnisse werden alle Folgen 
der kapitalistischen Ausbeutung gutgeheißen. Daher 
verbietet das Strafrecht nur solche Angriffe gegen das 
Privateigentum, ‘die die Belange der ausbeutenden 
Minderheit gefährden. Der bürgerliche Staat denkt 
nicht daran, das individuelle, wirtschaftlich schwächere 
Privateigentum der Handwerker und werktätigen 
Bauern gegen die Angriffe der kapitalistischen, wirt­
schaftlich stärkeren Privateigentümer, die sich im 
Rahmen des Konkurrenzkampfes vollziehen, zu schüt­
zen. Die kapitalistische Enteignung der kleinen Waren­
produzenten wird als „normal“ empfunden und durch 
ein rigoroses Vollstreckungsrecht gesichert. Daher 
kennt das bürgerliche Strafrecht keinen wirksamen 
Schutz der Arbeitskraft der Proletarier. Obschon bei 
weitem mehr Arbeiter durch das System der An­
treiberei und durch mangelnde Schutzmaßnahmen in 
den Fabriken als durch Mord und Totschlag umkom­
men, kennt das bürgerliche Strafgesetzbuch keine 
Norm, die die Gefährdung oder Verletzung der Ar­
beitskraft durch kapitalistische Ausbeutungsmethoden 
wirksam verbietet. Ebensowenig finden wir strafrecht­
liche Bestimmungen gegen die Folgen der wirtschaft­
lichen Abhängigkeit der wirtschaftlich Schwächeren 
von der Klasse der Kapitalisten; ungestraft kann der 
Kapitalist den Arbeiter den Krisen, der Verelendung 
und der Erwerbslosigkeit ausliefern. Erst recht finden 
wir keine Bestimmung, die dem Schutze des Friedens 
dient und die Vorbereitung des Krieges, die Kriegs­
hetze, die Hetze gegen andere Rassen oder Völker 
verbietet. Dagegen wird die „Anreizung zum Klassen­
haß“ verboten, und die ausgebeuteten Massen bekom­
men, wenn sie sich gegen das System der Ausbeutung 
und gegen den Staatsapparat, der diese Ausbeutung zu 
festigen sucht, erheben, die ganze Schwere der straf­
rechtlichen Normen als „Hochverräter“, „Meuterer“ 
usw. zu spüren.

Die Kulisse der formalen Gleichheit vermag nur den 
Betrachter, der die Erscheinungsform des Strafrechts 
mit seinem Charakter verwechselt, irrezuführen. Selbst 
wenn man also von der Unterstellung ausgeht, daß 
das formale Prinzip der Gleichheit in der Praxis 
angewandt wird, läßt sich der Klassencharakter des 
bürgerlichen Strafrechts nicht verbergen. Die kapita­
listische Strafrechtsordnung schützt das kapitalistische 
Privateigentum, die kapitalistische Ausbeuterordnung, 
den kapitalistischen Staat und seine Rechtsordnung. 
Sie verbietet solche Handlungen, die nach der Ansicht 
der ausbeutenden Minderheit die Belange der Klasse 
der Kapitalisten, die kapitalistische Ausbeuterordnung, 
gefährden.

Die Praxis der Rechtsprechung der bürgerlichen 
Gerichte aber zeigt außerdem, daß selbst das Prinzip 
der formalen Gleichheit ständig und willkürlich durch­
brochen wird, wenn dies die Interessen der Kapita­
listenklasse verlangen. Wenn es auch nicht möglich 
ist, im Rahmen dieses Artikels die Entwicklung der 
bürgerlichen Rechtsprechung aufzuzeigen, so soll ein 
typisches Beispiel die Durchbrechung dieses Prinzips 
verdeutlichen. Nach dem Prinzip der formalen Gleich­
heit ist Aufruhr gleich Aufruhr und Widerstand gegen 
die Staatsgewalt gleich Widerstand gegen die Staats­
gewalt. Man wird sich daran erinnern können, daß vor 
1933 infolge der andauernden Krise zahlreiche kleine 
Bauern ruiniert und ihre Güter und Häuser versteigert 
wurden. Man wird sich weiter entsinnen, daß die kleinen 
Bauern mit Unterstützung der Arbeiter Selbsthilfe­
organisationen gründeten und die Zwangsversteige­
rungen zu verhindern suchten. Gegen die verzwei­
felten Bauern wurde der Staatsapparat und die Justiz­
maschinerie in Bewegung gesetzt. Zu gleicher Zeit er­
lagen die schlechtgeleiteten und unproduktiv arbeiten-

9) a. a. O. S. 24.

den großen Güter östlich der Elbe dem Konkurrenz­
kampf und kamen zur Zwangsversteigerung. Zur Be­
einträchtigung dieser Zwangsversteigerungen wurden 
schwarze Hundertschaften unter der Führung von 
Großgrundbesitzern gebildet. Diese illegale Organisa­
tion kam zu Führerbesprechungen zusammen. In Tilsit 
wurden 400 bis 500 Mann dieser Hundertschaften gegen 
die Schutzpolizei eingesetzt. Bei einer dieser Aktionen 
erlitt ein Justizwachtmeister schmerzhafte Verletzun­
gen. Mißhandlungen wurden vorgenommen. Zunächst 
wurde gegen einzelne Täter wegen schweren Aufruhrs 
die lächerlich geringe Strafe von 6 Monaten Gefängnis 
verhängt. Der zweite Senat des Reichsgerichts sprach 
am 28. April 1932 die Verurteilten mit folgender Be­
gründung frei: „Freilich ist grundsätzlich der Staat 
allein berufen . . . ,  die Maßnahmen zur Beseitigung 
eines ... Notstandes eines Volksteiles (der Großgrund­
besitzer H. G.) zu ergreifen, doch können Verhältnisse 
eintreten, in denen ein von außen her wirksamer 
Zwang („Versailler Diktat“ — Nazipropaganda! H. G.) 
den Staat daran hindert . . . ,  dann wird der in den 
Notstand verstrickte Volksteil allerdings gedrängt, daß 
er sich zum Zwecke der Selbsthilfe zusammenschließe 
... und zur Herbeiführung eines vorläufigen Voll­
streckungsschutzes“.19)

Man kann sich beim Durchblättern der Amtlichen 
Sammlung von Entscheidungen des Reichsgerichts in 
Strafsachen davon überzeugen, daß diese Durch­
brechung des Prinzips der Gleichheit (und zugleich der 
abstrakten Gesetzlichkeit) keine zufällige Ausnahme 
darstellt. Die bürgerlichen Juristen demonstrieren in 
diesen Urteilen, daß sie sehr wohl zwischen formal 
gleichen Handlungen zu unterscheiden wissen, und 
zeigen dadurch, daß der Klassenstandpunkt der aus­
beutenden Minderheit das oberste Prinzip ihrer Recht­
sprechung und daß dies ihnen auch bewußt ist.

Schließlich wird mit der Verschärfung der allge­
meinen Krise des Kapitalismus, insbesondere mit der 
Errichtung der faschistischen Diktatur, das formale 
Prinzip der Gleichheit offen aufgehoben und der 
Klassencharakter des bürgerlichen Strafrechts im 
offenen Terrorismus enthüllt.

Diese gedrängte Übersicht über den Typus des Straf­
rechts der Ausbeuterstaaten zeigt den geschichtlich 
bedingten Klassencharakter des Strafrechts. Der Typus 
des Strafrechts wird durch die geschichtlich bedingte 
Klassenherrschaft bestimmt. „Zur Zeit der Sklaverei 
gestattete das Gesetz den Sklavenhaltern, Sklaven zu 
töten. Zur Zeit der Leibeigenschaft gestattete das 
Gesetz den Feudalherren ,nur‘ Leibeigene zu ver­
kaufen. . . . Unter dem Kapitalismus gestattet das 
Gesetz ,nur‘, die Werktätigen zu Arbeitslosigkeit und 
Verelendung, zu Ruin und Hungertod zu verdammen“ 
(Stalin).10 11)

Worin besteht die praktische Bedeutung der Er­
kenntnis der Strafrechtstypen der Ausbeuterstaaten?

Die bürgerlichen Juristen bemühen sich, das bürger­
liche Strafrechtssystem mit einem Glorienschein von 
Ewigkeitsgeltung zu umgeben. Wie die Medizin­
männer verlangten, daß man die durch ihre Hände

10) JW 1932, S. 2810.
11) J. W. S t a l i n :  Fragen des Leninismus, 11. Aufl.,

Moskau 1947, S. 489 ff.
12) K a r l  M a r x  : Das Kapital, Bd. Ill, S. 844; Konstan-

tinow: Die Rolle des sozialistischen Bewußtseins, in „Neue 
Welt“ 1950 Heft 11 S. 30.

In den Gesellschaftsordnungen, welche auf der Aus­
beutung der Mehrheit der Bevölkerung beruhten, 
diente das Strafrecht der bevorrechtigten Minderheit 
der Ausbeuterklasse. Es wurden die Handlungen für 
strafbar erklärt, die die Belange der ausbeutenden 
Minderheit gefährdeten. Das Strafrecht brachte daher 
die Interessen dieser Ausbeuterklassen zum Ausdruck 
und war der gesetzlich festgelegte Wille der Sklaven­
halter, der Feudalherren oder der Kapitalisten, der 
gegen den Willen der ausgebeuteten Mehrheit der 
Sklaven, der Leibeigenen oder der Arbeiter und ande­
rer Werktätiger durchgesetzt werden mußte. Daher 
entsprach dieses Recht den sittlichen Anschauungen 
der Ausbeuterklasse, während es dem werktätigen 
Volke als eine fremde, bedrohliche Macht gegenüber­
stand und seinen sittlichen Empfindungen wider­
sprach.12)
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